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2 1 6 . Verordnung: Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich Belgien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen einschließlich der Gewerbe-
steuern und der Grundsteuern

2 1 7 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Organisation für Kern-
forschung im Bereich der Sozialen Sicherheit

316. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 19. März 1974 zur Durchfüh-
rung des Abkommens zwischen der Republik
Österreich und dem Königreich Belgien zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen einschließlich der Gewerbe-

steuern und der Grundsteuern

Zur Durchführung des Abkommens vom
29. Dezember 1971, BGBl. Nr. 415/1973, zwischen
der Republik Österreich und dem Königreich
Belgien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen einschließlich der Gewerbe-
steuern und der Grundsteuern (im folgenden als
„Abkommen" bezeichnet) wird verordnet:

Entlastung von der Kapitalertragsteuer in Öster-
reich

§ 1. (1) Bei Einkünften, die gemäß den Bestim-
mungen des Einkommensteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 440, in Österreich der Kapitalertrag-
steuer unterliegen, ist der volle Steuerabzug auch
von den Einkünften solcher Personen vorzuneh-
men, die gemäß Art. 4 des Abkommens in Bel-
gien ansässig sind.

(2) Der Steuerpflichtige ist berechtigt, die Rück-
erstattung jener Beträge an Kapitalertragsteuer
zu begehren, die über das nach den Bestimmun-
gen des Abkommens zulässige Ausmaß hinaus
einbehalten wurden.

(3) Der Anspruch auf Steuerrückerstattung
gemäß Abs. 2 steht nur jener Person zu, die im
Zeitpunkt des Zufließens der Einkünfte das Recht
auf Nutzung der diese Einkünfte abwerfenden
Kapitalanlagen besaß.

(4) Steuerrückerstattungsanträge sind unter
Verwendung der Vordrucke R-B (Anlage 1) zu
stellen. Der Antrag ist bei der für die Einkom-
mens(Körperschaft)besteuerung des Antragstellers

zuständigen belgischen Behörde einzureichen.
Entstehen im Lauf eines Kalenderjahres mehrere
Rückerstattungsansprüche, so sind sie möglichst
zusammen in einem Antrag geltend zu machen.
Es können jedoch höchstens Ansprüche, die sich
aus drei Kalenderjahren ergeben, in einem An-
trag zusammengefaßt werden. Soweit die in
Österreich ansässigen Ertragschuldner nicht vom
gleichen Finanzamt zur Körperschaftsteuer ver-
anlagt werden, sind gesonderte Anträge einzu-
reichen.

(5) Die belgische Behörde prüft, ob der An-
tragsteller in Belgien ansässig (Art. 4 des Abkom-
mens) ist. Zutreffendenfalls bestätigt sie dies auf
der ersten Ausfertigung des Antrages, die sie
sodann dem Antragsteller ausfolgt. Der Antrag-
steller hat dafür zu sorgen, daß die amtlich be-
stätigte Antragsausfertigung innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die besteuerten Einkünfte zugeflossen sind, bei
jenem österreichischen Finanzamt eingebracht
wird, das für die Veranlagung des Ertragschuld-
ners zur Körperschaftsteuer in Österreich zu-
ständig ist. Dieses Finanzamt hat über den An-
trag zu entscheiden.

(6) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Einkünfte anzuschließen. Wird der Antrag
durch einen Vertreter unterzeichnet, so ist eine
Vollmacht des Anspruchsberechtigten (Abs. 3)
beizulegen.

Entlastung von der Quellenbesteuerung
in Belgien

§ 2. (1) Zur Erlangung der in den Art. 10,
11 und 12 des Abkommens vorgesehenen Ent-
lastung von der belgischen Einkommensbesteue-
rung bei Dividenden, Zinsen und Lizenzgebüh-
ren hat der Steuerpflichtige diesbezügliche An-
träge unter Verwendung der Vordrucke Nr. „276
Div. (A)" (Anlage 2) oder Nr. „276 Int. (A)"
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(Anlage 3) oder Nr. „276 R. (A)" (Anlage 4) zu
stellen. Die Vordrucke sind in Österreich von den
Finanzlandesdirektionen zu beziehen. Der An-
spruch auf Steuerentlastung steht nur jener Per-
son zu, die im Zeitpunkt des Zufließens der Ein-
künfte das Recht auf Nutzung der diese Ein-
künfte abwerfenden Kapitalanlagen besaß.

(2) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Einkünfte anzuschließen. Wird der Antrag
durch einen Vertreter unterzeichnet, so ist eine
Vollmacht des Anspruchsberechtigten beizulegen.

(3) Die Anträge sind in zweifacher Ausferti-
gung bei jenem Finanzamt einzureichen, das für
die Einkommens(Körperschaft)besteuerung des
Antragstellers in Österreich zuständig ist. Das
Finanzamt hat zu prüfen, ob die Antragsangaben
mit der Aktenlage übereinstimmen und ob der
Antragsteller in Österreich ansässig (Art. 4 des
Abkommens) ist; zutreffendenfalls ist dies auf
der für die belgische Steuerverwaltung bestimm-

ten Antragsausfertigung zu bestätigen, die sodann
dem Antragsteller auszufolgen ist. Die andere
Antragsausfertigung bleibt beim Finanzamt. Der
Antragsteller hat für die zeitgerechte Weiter-
leitung der ihm ausgefolgten Antragsausfertigung
unter Anschluß aller Belege und einer allfälligen
Vollmacht nach Belgien Sorge zu tragen.

Wohnsitzbescheinigung

§ 3. Steuerpflichtige, die zur Erlangung einer
abkommensgemäßen Steuerentlastung in Öster-
reich oder in Belgien den Nachweis erbringen
müssen, daß sie in einem der beiden Staaten an-
sässig (Art: 4 des Abkommens) sind, können sich
je nach Lage des Falles in Österreich oder in Bel-
gien an die dort für ihre Einkommens(Körper-
schaft)besteuerung zuständige Behörde wenden
und um Ausstellung einer diesbezüglichen Bestäti-
gung (Wohnsitzbescheinigung) ansuchen.

Androsch
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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Anlage 4
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Anlage 5

I N F O R M A T I O N

über die Steuerentlastung in Belgien

1. Dividenden und Zinsen

Der Eigentümer oder Nießbraucher von Wert-
papieren, oder der Gläubiger oder Deponent
(oder ein gehörig bevollmächtigter Vertreter),
der die Vorteile des Abkommens in Anspruch
nehmen will und der die hiefür vorgesehenen
Bedingungen erfüllt, hat:

i) die beiden Ausfertigungen des Vor-
druckes „276 Div. (A)" betreffend
Dividenden oder des Vordruckes
„276 Int. (A)" betreffend Zinsen aus-
zufüllen und zu unterzeichnen; für
jede belgische Gesellschaft oder jeden
belgischen Schuldner ist ein gesondertes
Formular zu verwenden;

ii) die beiden Ausfertigungen dem zu-
ständigen österreichischen Wohnsitz-
finanzamt zu übermitteln; nach Er-
teilung der erforderlichen Bestätigung
(Abschnitt IV) folgt das Finanzamt
die erste Ausfertigung dem Antrag-
steller aus und nimmt die zweite
Ausfertigung zu den Akten.

a) Grundregel:

Die Vorsteuer („précompte mobilier") wird
nach belgischem Recht von der Gesellschaft oder
dem Schuldner der Einkünfte einbehalten und
an die belgische Finanzverwaltung überwiesen;
der übersteigende Betrag der Vorsteuer wird
gegebenenfalls rückerstattet.

Mit der ersten Ausfertigung des Vordruckes
„276 Div. (A)" oder „276 Int. (A)", die von der
österreichischen Finanzverwaltung gehörig be-
stätigt ist, kann unter Beachtung der im bel-
gischen innerstaatlichen Recht vorgesehenen
Rechtsmittelfristen und -voraussetzungen die
Rückerstattung des übersteigenden Betrages der
Vorsteuer beantragt werden.

Gemäß dem am häufigsten angewendeten —
und im übrigen auch einfachsten — Verfahren
wird die Rückerstattung auf Grund des Art. 277
Abs. 3 des Gesetzes über die Einkommensteuern
(„Code des impôts sur les revenus") gewährt,
das den Steuerdirektor („directeur des contri-
butions") ermächtigt, von Amts wegen eine Ent-
lastung vom übersteigenden Betrag der Vorsteuer
herbeizuführen, soweit dieser übersteigende Be-
trag innerhalb von drei Jahren — gerechnet ab
1. Jänner des Steuerjahres dem jene Steuer zu-
gehört, auf die die Vorsteuer anzurechnen ist —
von der Verwaltung festgestellt oder vom
Steuerpflichtigen ihr angezeigt worden ist. Es

genügt hiezu, daß der österreichische Gesell-
schafter oder der österreichische Bezieher der
Zinsen die genannte Ausfertigung des Rück-
erstattungsantrages so rasch als möglich — jeden-
falls aber vor Ablauf eines Zeitraumes von drei
Jahren gerechnet ab 1. Jänner des Kalenderjahres,
das jenem folgt, in dem die Dividenden gezahlt
oder die Zinsen fällig geworden sind — an den
„Contrôleur en chef des contributions de
Saint-Josse-ten-Noode 1, rue des Palais 48,
1030 Bruxelles", übersendet.

Im Fall von Inhaberwertpapieren muß der
Antragsteller in allen Fällen seinem Antrag den
Abrechnungsbeleg über die Einlösung der Ku-
pons oder einen anderen von einer belgischen
oder österreichischen Bank ausgestellten Beleg
beifügen, aus dem hervorgeht, daß er die im
Antrag genannten Dividenden oder Zinsen tat-
sächlich erhalten hat.

b) Ausnahme von der Grundregel:

Die die Dividenden zahlende belgische Gesell-
schaft oder der Schuldner der Zinsen kann auf
eigene Verantwortung in folgenden Fällen die
Vorsteuer bereits anläßlich des Quellensteuer-
abzuges entsprechend kürzen:

i) im Fall von Dividenden, bei denen
die Gesellschaft selbst die Bedienung
übernimmt und die entweder aus
Namensaktien oder aus einer Beteili-
gung stammen, die von der Gesell-
schaft als wesentlich angesehen wird,
die aus Inhaberaktien besteht und
deren Kupons ihr vorgelegt werden
(beispielsweise Dividenden, die von
belgischen Tochtergesellschaften an
österreichische Muttergesellschaften
ausgeschüttet werden);

ii) im Fall von Zinsen aus auf Namen
lautenden Forderungen, Darlehen,
Schuldverschreibungen und Einlagen
oder bei Zinsen aus Inhaberschuld-
verschreibungen, bei denen der Schuld-
ner die Bedienung übernimmt.

Um die Beschränkung der Vorsteuer an der
Quelle zu erlangen, hat der Aktionär oder der
Bezieher der Zinsen ebenfalls einen Antrag auf
Steuerermäßigung zu unterzeichnen (je nach
Lage des Falles, entweder Vordruck „276 Div.
(A)" oder Vordruck „276 Int. (A)" und ihn vom
zuständigen österreichischen Wohnsitzfinanzamt
bestätigen zu lassen. Er hat die von der Öster-
reichischen Finanzverwaltung entsprechend be-
stätigte erste Antragausfertigung sowie im Fall
von Inhaberwertpapieren die Kupons innerhalb
von zehn Tagen nach Fälligkeit der Dividenden
oder der Zinsen der ausschüttenden Gesellschaft
oder dem Schuldner der Zinsen einzureichen.
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2. Lizenzgebühren

Um die Abkommensvorteile für Lizenz-
gebühren zu erlangen, gilt ein analoges Ver-
fahren wie es oben für Dividenden und Zinsen
beschrieben ist; allerdings kann die Befreiung
oder Ermäßigung vom Vorsteuerabzug im Regel-
fall unmittelbar an der Quelle gewährt werden.

Der Empfänger der Lizenzgebühren hat einen
Antrag in doppelter Ausfertigung vorzulegen;
der hiefür vorgesehene Vordruck „276 R. (A)"

muß zur Bestätigung beim österreichischen
Wohnsitzfinanzamt eingereicht und in der Folge
entweder dem belgischen Schuldner der Lizenz-
gebühren (zur Erlangung einer Befreiung oder
Ermäßigung des Vorsteuerabzuges unmittelbar
an der Quelle) oder dem „Contrôleur en chef
des contributions à Saint-Josse-ten-Noode 1, rue
des Palais 48, 1030 Bruxelles" (um die Rück-
erstattung der Vorsteuer oder des übersteigenden
Betrages der Vorsteuer zu erlangen) übersandt
werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN

zwischen des Republik Österreich und der
Europäischen Organisation für Kern-
forschung im Bereich der Sozialen Sicher-

heit

Die Republik Österreich und die Europäische
Organisation für Kernforschung

IM HINBLICK auf die Mitgliedschaft der
Republik Österreich bei dieser Organisation,
welche die Zusammenarbeit europäischer Staa-
ten auf dem Gebiet der rein wissenschaftlichen
und grundlegenden Kernforschung — zum
Nutzen aller — zum Ziel hat,

ANGESICHTS DER TATSACHE, daß
österreichische Staatsbürger bei dieser Organi-
sation tätig sind, ihr Wissen und ihre Fähig-
keiten dem Ansehen der Republik Österreich
sowie der österreichischen Wissenschaft und
Lehre zugute kommen und

IN DEM WUNSCHE, den aus dieser
Organisation ausscheidenden österreichischen
Staatsbürgern eine Reintegration in einzelne
Zweige des österreichischen Systems der Sozialen
Sicherheit zu ermöglichen,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

TEIL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeuten die Aus-
drücke

1. „CERN" die Europäische Organisation für
Kernforschung;

2. „Angestellte" alle Angehörigen des Per-
sonals des CERN sowie alle Personen, die
beim CERN für mehr als drei Monate
tätig sind;

3. „Krankenversicherung des CERN" das
vom Rat des CERN eingerichtete Kran-
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kenversicherungssystem (Health Insurance
Scheme);

4. „Pensionsfonds" das vom Rat des CERN
eingerichtete Pensionssystem (Staff Insur-
ance Scheine);

5. „ASVG" das Bundesgesetz vom 9. Sep-
tember 1955, BGBl. Nr. 189, über die All-
gemeine Sozialversicherung (Allgemeines
Sozialversicherungsgesetz — ASVG), in der
jeweils geltenden Fassung;

6. „AlVG 1958" das Arbeitslosenversicherungs-
gesetz 1958 — AlVG 1958, BGBl. Nr. 199/
1958, in der jeweils geltenden Fassung.

Artikel 2

Dieses Abkommen findet auf österreichische
Staatsbürger und ihre Hinterbliebenen sowie
auf Flüchtlinge im Sinne der Konvention vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge Anwendung.

TEIL II

BESONDERE BESTIMMUNGEN

K a p i t e l 1

Krankenversicherung

Artikel 3

(1) Beendet ein Angestellter seine Tätigkeit
beim CERN, so hat er nach Maßgabe der Ar-
tikel 11 und 12 das Recht auf Weiterversiche-
rung in der Krankenversicherung nach dem
ASVG, wobei

(a) Zeiten der Zugehörigkeit zur Kranken-
versicherung des CERN den Vorversiche-
rungszeiten und

(b) das Ausscheiden aus der Krankenversiche-
rung des CERN dem Ausscheiden aus der
Pflichtversicherung

gleichstehen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen,
deren Recht auf Weiterversicherung sich von
der Versicherung einer anderen Person ableitet.

Artikel 4

Bezieher einer laufenden Leistung aus dem
Pensionsfonds haben nach Maßgabe der Ar-
tikel 11 und 12 das Recht auf Weiterversiche-
rung in der Krankenversicherung nach dem
ASVG, wobei die Erfordernisse der Erfüllung
der Vorversicherungszeiten und des Aus-
scheidens aus der Pflichtversicherung entfallen.
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K a p i t e l 2

Pensionsversicherung

Artikel 5

(1) Beendet ein Angestellter seine Tätigkeit
beim CERN ohne Anspruch für sich oder seine
Hinterbliebenen auf laufende Leistungen aus
dem Pensionsfonds, so haben der Angestellte
oder seine anspruchsberechtigten Hinterblie-
benen bei Begründung eines Wohnsitzes im
Gebiet der Republik Österreich im Anschluß
an die Tätigkeit beim CERN nach Maßgabe
der Artikel 11 und 12 das Recht, durch Ent-
richtung von Beiträgen für die Dauer der
Tätigkeit beim CERN Versicherungszeiten in
der Pensionsversicherung nach dem ASVG zu
erwerben.
(2) Der Erwerb von Versicherungszeiten nach
Absatz 1 ist ausgeschlossen, soweit die in Be-
tracht kommende Zeit als Versicherungszeit in
der Pensionsversicherung nach dem ASVG oder
für einen Ruhegenuß (Versorgungsgenuß) zu
berücksichtigen ist.

Artikel 6

Der Beitrag nach Artikel 5 beträgt für jeden
Monat der Tätigkeit beim CERN

(a) im Falle einer entgeltlich ausgeübten
Tätigkeit 14 v. H. der im Zeitpunkt der
Beendigung der Tätigkeit maßgebenden
monatlichen Höchstbeitragsgrundlage in
der Pensionsversicherung nach dem ASVG,

(b) im Falle einer unentgeltlich ausgeübten
Tätigkeit 7 v. H. der halben nach lit. a
heranzuziehenden Höchstbeitragsgrund-
lage.

Artikel 7

Die nach Artikel 5 erworbenen Versicherungs-
zeiten gelten als Zeiten der Pflichtversicherung
in der Pensionsversicherung der Angestellten
nach dem ASVG.

Artikel 8

Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage
für Leistungen aus der Pensionsversicherung
nach dem ASVG ist Beitragsgrundlage für Ver-
sicherungsmonate, welche die Bemessungszeit
bilden,

(a) in Fällen des Artikels 6 lit. a die jeweils
maßgebende monatliche Höchstbeitrags-
grundlage in der Pensionsversicherung
nach dem ASVG,

(b) in Fällen des Artikels 6 lit. b die Hälfte
der nach lit. a heranzuziehenden Höchst-
beitragsgrundlage.
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Artikel 9

Für das Recht auf Weiterversicherung in der
Pensionsversicherung nach dem ASVG steht
das Ausscheiden des Angestellten aus der Tätig-
keit beim CERN dem Ausscheiden aus der
Pflichtversicherung gleich.

K a p i t e l 3

Arbeitslosenversicherung

Artikel 10

(1) Beendet ein Angestellter seine Tätigkeit
beim CERN, so hat er im Falle seiner Arbeits-
losigkeit nach Maßgabe des Absatzes 2 Anspruch
auf Arbeitslosengeld nach dem AlVG 1958.

(2) Zeiten einer Tätigkeit beim CERN sind
einer beitragsfreien, arbeitslosenversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung in Österreich gleich-
zuhalten.

(3) Der Bemessung des Arbeitslosengeldes ist
das zuletzt während der Tätigkeit beim CERN
bezogene Entgelt (Stipendium) zugrunde zu
legen.

TEIL III

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 11

Der Antrag
(a) auf Weiterversicherung in der Kranken-

versicherung nach den Artikeln 3 und 4
ist bei der für den Aufenthaltsort der be-
treffenden Person zuständigen Gebiets-
krankenkasse für Arbeiter und Ange-
stellte,

(b) auf Entrichtung von Beiträgen nach Ar-
tikel 5 ist bei der Pensionsversicherungs-
anstalt der Angestellten in Wien,

(c) auf Arbeitslosengeld nach Artikel 10 ist
bei dem für den Aufenthaltsort des
Arbeitslosen zuständigen Arbeitsamt

zu stellen.

Artikel 12

Das Recht
(a) auf Weiterversicherung in der Kranken-

versicherung nach Artikel 3 ist binnen
sechs Wochen nach dem Ausscheiden aus der
Krankenversicherung des CERN,
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(b) auf Weiterversicherung in der Kranken-
versicherung nach Artikel 4 ist binnen
sechs Wochen ab dem Zeitpunkt der Zuer-
kennung einer laufenden Leistung aus
dem Pensionsfonds bzw. ab dem Zeit-
punkt der Begründung eines Wohnsitzes
im Gebiet der Republik Österreich, je
nachdem welcher Zeitpunkt später gelegen
ist,

(c) auf Beitragsentrichtung nach Artikel 5 ist
binnen drei Monaten ab dem Zeitpunkt der
Begründung eines Wohnsitzes im Gebiet
der Republik Österreich

geltend zu machen.

Artikel 13

Die im Artikel 6 genannten Hundertsätze
erhöhen sich entsprechend einer Erhöhung des
für den Beitrag für Versicherte in der öster-
reichischen Pensionsversicherung der Angestell-
ten geltenden Hundertsatzes.

Artikel 14

CERN erteilt den für die Durchführung des
Abkommens zuständigen österreichischen Be-
hörden bzw. Versicherungsträgern auf Ersuchen
die für die Durchführung dieses Abkommens
erforderlichen Auskünfte.

Artikel 15

Der Bundesminister für soziale Verwaltung
und der Generaldirektor des CERN treffen die
zur Durchführung dieses Abkommens not-
wendigen Verwaltungsmaßnahmen.

Artikel 16

Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen der
Republik Österreich und dem CERN über die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens,
welche nicht im Verhandlungsweg oder einem
anderen einvernehmlich festgelegten Verfahren
beigelegt werden, sind zur endgültigen Ent-
scheidung einem aus drei Schiedsrichtern
zusammengesetzten Schiedsgericht zu unter-
breiten; von diesen ist einer von der Republik
Österreich, einer vom CERN und der dritte,
der als Vorsitzender des Schiedsgerichtes fun-
gieren soll, von den beiden anderen Schieds-
richtern auszuwählen. Können diese beiden
Schiedsrichter innerhalb von sechs Monaten
nach ihrer Ernennung keine Einigung hinsicht-
lich des dritten Schiedsrichters erzielen, so wird
dieser dritte Schiedsrichter auf Ersuchen der
Republik Österreich oder des CERN vom
Präsidenten des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte ausgewählt.
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TEIL IV

ÜBERGANGS- UND SCHLUSS-
BESTIMMUNGEN

Artikel 17

Für Angestellte, deren Tätigkeit beim CERN
vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens ge-
endet hat, und für Personen, die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Abkommens laufende
Leistungen aus dem Pensionsfonds beziehen,
beginnen die im Artikel 12 festgesetzten Fristen
mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens zu
laufen.

Artikel 18

Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
einem Notenaustausch zwischen den hiefür ge-
hörig bevollmächtigten Vertretern des Bundes-
präsidenten der Republik Österreich und des
CERN in Kraft.

Artikel 19

Dieses Abkommen wird für die Dauer von
fünf Jahren geschlossen. Es gilt als stillschwei-
gend von Jahr zu Jahr verlängert, es sei denn,
daß es drei Monate vor dem Ablauf der Gel-
tungsdauer schriftlich gekündigt wird.

Artikel 20

Durch das Außerkrafttreten dieses Abkom-
mens werden die auf Grund dieses Abkommens
erworbenen Rechte nicht beeinträchtigt.

GESCHEHEN zu Wien, den 1. Juni 1973
in zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei jeder Text in gleicher Weise
authentisch ist.

Für die Republik Österreich:

Walter Wodak m. p.

Für die Europäische Organisation für
Kernforschung :

W. Jentschke m. p.

Die Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundes-
kanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt, nachdem der in seinem Art. 18 vorgesehene Noten-
austausch durchgeführt wurde, am 3. Mai 1974 in Kraft.

Kreisky
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